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	EUROPEAN SAVINGS BANKS GROUP
GROUPEMENT EUROPEEN DES CAISSES D’EPARGNE
EUROPÄISCHE SPARKASSENVEREINIGUNG


	
	EUROPEAN ASSOCIATION OF COOPERATIVE BANKS
GROUPEMENT EUROPEEN DES BANQUES COOPERATIVES
EUROPÄISCHE VEREINIGUNG DER GENOSSENSCHAFTSBANKEN



RAHMENVERTRAG

FÜR FINANZGESCHÄFTE

vom _______________

zwischen

______________ und _____________

(„Partei A“)


(„Partei B“)

Besondere Bestimmungen
1.
Natur des Vertrags
Diese Vereinbarung (die „Besonderen Bestimmungen“) bildet zusammen mit den Allgemeinen Bestimmungen (den „Allgemeinen Bestimmungen“) und gegebenenfalls einem oder mehreren der nachstehend genannten Anhänge (jeweils ein „Anhang“) einen Rahmenvertrag (den „Rahmenvertrag“), auf dessen Grundlage die Parteien Finanzgeschäfte abschließen können.

2.
Einbeziehung von Standardbedingungen
Die folgenden von der FBE veröffentlichten Standardbedingungen werden hiermit, jeweils in ihrer _________ sprachlichen Fassung, in den Rahmenvertrag einbezogen und sind dementsprechend dessen Bestandteil:
(a) die Allgemeinen Bestimmungen, Ausgabe 2004

(b) der/die folgende[n] Anhang/Anhänge
:

	Produktanhang/Produktanhänge für:

	Pensionsgeschäfte, Ausgabe Januar 2001

	Wertpapierdarlehen, Ausgabe Januar 2001

	Derivategeschäfte, Ausgabe 2004 

Devisen-Zusatz, Ausgabe 2004

Zins-Zusatz, Ausgabe 2004

Options-Zusatz, Ausgabe 2004

	Sicherheitenanhang, Ausgabe 2004

	Sonstige Zusätze (einzeln aufführen)

	


3. Adressen für Mitteilungen (Nr. 8(1) der Allgemeinen Bestimmungen)

Die Adressen für Mitteilungen und andere Benachrichtigungen zwischen den Parteien sind: ... 

4.
Anwendbares Recht, Streitbeilegung – Gerichtsstand, Schiedsverfahren (Nr. 11(1) und (2) der Allgemeinen Bestimmungen)

Das auf den Vertrag anwendbare Recht ist das _________ Recht.

Streitbeilegung:

Gerichtsstand
:

Das/ Die nach Nr. 11 (2) zuständige(n) Gericht(e) 11 (2) ist/sind _________.

Schiedsverfahren
:
Bei der Schiedsordnung nach Nr. 11(2) handelt es sich um die Schiedsordnung des/der
 [Euro Arbitration – European Center for Financial Dispute Resolution] [die Internationale Handelskammer] §§ [Sonstige]§§ [zu deren Einhaltung sich die Parteien verpflichten].

Die Parteien vereinbaren, diese Streitigkeiten [einem einzigen] [drei] Schiedsrichter(n) vorzulegen.

Das Schiedsverfahren findet in _________ statt.

Die Sprache[n] des Schiedsverfahrens [ist] [sind] _________.

5. 
Sonstige Bestimmungen

______________

________________________________
_________________________________


 (Name von Partei A)


 (Name von Partei B)

Unterschrift:

Unterschrift:

_________________________________
__________________________________

Name(n):

Name(n):

Titel:

Titel:

Anlage (Prüfliste)

Wahlmöglichkeiten und Änderungen3
I.
Allgemeine Bestimmungen
(1)
Nr. 3(4) (Verrechnung von Zahlungen)

Der Grundsatz gemäß Nr. 3(4) Satz 1 der Allgemeinen Bestimmungen gilt auch für:

-
gegenseitige Zahlungen in derselben Währung in Bezug auf [die folgenden Kategorien von Geschäften: ...] [alle Kategorien von Geschäften] und 

-
gegenseitige Lieferungen von gleichartigen vertretbaren Vermögensgegenständen auf Grund [desselben Geschäfts] [der folgenden Kategorien von Geschäften: ...] [aller Kategorien von Geschäften].

(2)
Nr. 3(5) (Verspätete Zahlung)
Der Zinsaufschlag gemäß Nr. 3(5) beträgt ...% p.a.

(3)
Nr. 3(8) (Marktwert)
Die Informationsquelle für Preise zur Ermittlung des Marktwertes von Wertpapieren ist ...

(4)
Nr. 5(2) (Garant/Garantie)
Garant ist:


in Bezug auf Partei A: ... (gegründet nach dem Recht von ..............)


in Bezug auf Partei B: ... (gegründet nach dem Recht von ..............)

Garantie ist:


in Bezug auf Partei A: ...


in Bezug auf Partei B: ...

(5)
Nr. 6(1)(a)(v) (Vertragsverletzung bei Relevanten Geschäften)
Nr. 6(1)(a)(v) gilt für [Partei A] [Partei B] [beide Parteien]; „Relevante Geschäfte“ sind ... (z. B. bestimmte Derivat- oder sonstige Handelsgeschäfte mit der anderen Vertragspartei und/oder einem Dritten).

(6)
Nr. 6(1)(a)(vi) (Verletzung anderer Verträge)
Nr. 6(1)(a)(vi) gilt nicht/gilt nur für Partei [A] [ B] und nicht für die andere Partei/gilt mit folgenden Änderungen: ...

Die Kündigungsschwelle ist:


in Bezug auf Partei A: ...


in Bezug auf Partei B: ...

(7)
Nr. 6(1)(a)(viii) (Insolvenzfall)
Zusätzlich zum Staat der Gründung, der Hauptniederlassung oder des Wohnsitzes jeder Partei ist folgender Staat ein Relevanter Staat:


in Bezug auf Partei A: ...


in Bezug auf Partei B: ...

Nr. 6 (1) (a)(viii)(5)(B) gilt nicht/gilt mit der Maßgabe, dass der maßgebliche Zeitraum ... statt 30 Tagen ist/gilt nur für Partei [A][B].

(8)
Nr. 6(1)(b) (Beendigung ohne Kündigung)
Nr. 6(1)(b) Satz 2 gilt nicht/gilt nur in Bezug auf Partei [A] [B].

(9)
Nr. 6(2)(a) (Änderung von Umständen)
Nr. 6(2)(a)(ii) gilt auch für Hinderungsgründe.

(10)
Nr. 7(1)(b) (Umrechnung)

„Basiswährung“ ist ...

(11)
Nr. 8(1) (Übermittlungsform)

Das/die elektronische(n) Benachrichtigungssystem(e) im Sinne der Nr. 8(1) ist/sind: ...

(12)
Nr. 9(1) (Verbuchende Niederlassungen)

Verbuchende Niederlassungen können sein

in Bezug auf Partei A:

-   für Pensionsgeschäfte: ...

-   für Wertpapierdarlehen: ...

-   für Derivategeschäfte.....


in Bezug auf Partei B:

-   für Pensionsgeschäfte: ...

-   für Wertpapierdarlehen: ...

-   für Derivategeschäfte.....

(13)
Nr. 10(4) (Schriftstücke)

Folgende Schriftstücke werden von Partei A bzw. Partei B bis zu den unten angegebenen Terminen ausgehändigt:

Art des Schriftstücks


Auszuhändigen bis zum (Datum)


Partei A:

......




......


Partei B:

......




......

(14)
Nr. 10(9) (Frühere Geschäfte)
[Gegebenenfalls Geschäfte und weitere Einzelheiten angeben (z. B. Geltung/Ende der Geltung der Vertragsbedingungen früherer Geschäfte)]

(15)
Nr. 11(3) (Zustellungsbevollmächtigter)
Der Zustellungsbevollmächtigte (Nr. 11(3)) ist:


in Bezug auf Partei A: ...


in Bezug auf Partei B: ...

II.
Sicherheitenanhang
(1)
Einbezogene Geschäfte und Gruppen von Geschäften
Die Berechnung des Nettoausfallrisikos und die Leistung von Sicherheiten erfolgt in Bezug auf die folgenden Verbuchenden Niederlassungen und Kategorien von Geschäften:

(i)
[alle Verbuchenden Niederlassungen insgesamt]


[jede Verbuchende Niederlassung von Partei A/B]


[jede Kombination von je einer Verbuchenden Niederlassung von Partei A und Partei B]


[andere Regelung]

(ii)
[die Gesamtheit aller Pensionsgeschäfte, Wertpapierdarlehen und Derivategeschäfte],

[die Gesamtheit aller Pensionsgeschäfte und, jeweils gesondert davon, aller Wertpapierdarlehen und, jeweils gesondert davon, aller Derivategeschäfte],

[die Gesamtheit aller Geschäfte über verzinsliche Wertpapiere und, jeweils gesondert davon, aller Geschäfte über Aktien und, jeweils gesondert davon, aller Derivategeschäfte],


[jedes Geschäft gesondert],


[andere Regelung].

(2)
Zulässige Sicherheiten

Barsicherheit: zulässige Währungen (außer der Basiswährung):

	Währung
	Bewertungsquote
	Übertragende Partei

	[   ]
	           [   ]%
	[Partei A]
	[Partei B]            


Auf die Barsicherheit anfallende Zinsen:
Wertpapiersicherheiten:

	
	Zulässige Wertpapiersicherheiten
	Bewertungsquote
	Übertragende Partei

	(i)
	Umlauffähige Schuldverschreibungen der Regierung von [ ] mit einer ursprünglichen Laufzeit von nicht mehr als [einem Jahr]
	[   ] %
	[Partei A]


	[Partei B]            

            

	(ii)
	Umlauffähige Schuldverschreibungen der Regierung von [ ] mit einer ursprünglichen Laufzeit von über [einem Jahr] und nicht mehr als zehn Jahren
	[   ] %
	[Partei A]


	[Partei B]            

            

	(iii)
	Sonstige:
	
	[Partei A]
	[Partei B]            


(3)
„Bewertungsstelle“ ist: ...

(4)
Bewertungsverfahren
(a) „Bewertungstag“ ist jeder [Geschäftstag/Montag ...]

(b) „Zuschlag“ ist

- in Bezug auf Partei A: ...

- in Bezug auf Partei B: ...

(c) „Risikoschwelle“ ist:

- hinsichtlich des Nettoausfallrisikos von Partei B in Bezug auf Partei A: ...

- hinsichtlich des Nettoausfallrisikos von Partei A in Bezug auf Partei B: ...

(d) „Mindesttransferbetrag“ ist: ...

(5)
Stichtag für die Leistung von Sicherheiten
Der Tag, bis zu dem Sicherheiten nach Nr. 2(2) des Sicherheitenanhangs für Pensionsgeschäfte und Wertpapierdarlehen geleistet werden müssen, ist ...

III.
Sonstige Anhänge
Pensionsanhang

Nr. 2(7) findet Anwendung.

Wertpapierdarlehensanhang

Nr. 2(6) findet Anwendung.

Derivate-Anhang

Nr. 1(2)(b)

Die Regelungen in Nr. 1(2)(b) des Derivate-Anhangs finden keine Anwendung auf Devisengeschäfte, die binnen zwei Geschäftstagen ab dem Datum/am selben Geschäftstag
, an dem das Geschäft abgeschlossen wird, erfüllt werden.

Nr. 1(2)(c)

Die Regelungen in Nr. 1(2)(c) des Derivate-Anhangs finden auf die folgenden Arten von Derivategeschäften Anwendung:

Arten von Derivategeschäften

[
].

Nr. 2

Die nachfolgend aufgeführte(n) Marktstandarddokumentation(en) sind in die Bedingungen für Derivategeschäfte aufzunehmen:

Marktstandarddokumentation(en) 



Arten von Derivategeschäften
[
]






[
].

Die Bedingungen der Marktstandarddokumentation(en), die in die Bedingungen eines Derivategeschäfts aufgenommen wurden, sind in Übereinstimmung mit dem Recht des/der folgenden Rechtsordnung(en) auszulegen:

Marktstandarddokumentation(en) 



Rechtsordnung
[
]






[
].

1 	Unzutreffendes streichen bzw. die Bezugnahmen in diesem Unterabsatz b) entsprechend ergänzen.


� 	Nichtzutreffendes streichen.


� 	Nichtzutreffendes streichen.


� 	Bei Wahl von Schiedsgerichtsbarkeit bitte maßgebliche Schiedsordnung angeben.


� 	Ergänzungen einfügen (dabei kann es sich um Bestimmungen aus der beigefügten Anlage handeln) oder „Keine“ angeben.


3 	Diese Bestimmungen beziehen sich auf Klauseln des Rahmenvertrags, die Wahl- und Änderungsmöglichkeiten für die Besonderen Bestimmungen vorsehen. Sofern keine derartige Bestimmung eingefügt wird, finden die einschlägigen Standardbestimmungen des Rahmenvertrags Anwendung. Die Parteien können diese Bestimmungen (oder andere Klauseln zur Abänderung des Rahmenvertrags) in Unterabsatz 5 (Sonstige Bestimmungen) der Besonderen Bestimmungen einfügen.





� 	Falls eine Partei über mehr als eine Niederlassung handelt


�	Falls beide Parteien über mehr als eine Niederlassung handeln


� 	Nichtzutreffendes streichen.
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